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EnWG-Novelle: Kabinett stoppt Biomethan-Ausbau 
 
Berlin, 25.03.2026: Das Bundeskabinett wird heute den Kabinettsentwurf zur Novellierung des Ener-
giewirtschaftsgesetzes (EnWG) zur Umsetzung der EU-Vorgaben für den Gas- und Wasserstoffbin-
nenmarkt beschließen. 
 
„Sollte das Energiewirtschaftsgesetz wie vom Kabinett geplant umgesetzt werden, wäre dies das Ende des 
Ausbaus neuer Biomethanprojekte. Der vorliegende Entwurf wird weder den europäischen Vorgaben gerecht, 
grüne Gase insgesamt zu stärken, noch den eigenen Ambitionen, heimische Grüngaspotenziale gezielt zu 
fördern“, kritisiert Sandra Rostek, Leiterin des Hauptstadtbüros Bioenergie (HBB). 
 
Besonders unverständlich ist aus Sicht der im HBB vertretenen Bioenergieverbände der Widerspruch zwi-
schen Anspruch und Umsetzung. Einerseits will die Bundesregierung im Rahmen des Gebäudemodernisie-
rungsgesetzes künftig deutlich stärker auf grüne Gase setzen und eine Grüngasquote einführen. Andererseits 
werden Regelungen vorgeschlagen, die große Biomethanpotenziale ausbremsen, weil sie insbesondere Be-
standsanlagen mit Interesse an einer Umstellung auf Gaseinspeisung aber auch Neuanlagen daran hindern, 
wirtschaftlich tragfähige Konzepte zu realisieren.  
 
Zwar seien die vorgesehenen Verbesserungen beim Investitionsschutz für bestehende Biomethananlagen, 
wie die Verlängerung der Kappungsfrist des Netzanschlusses durch die Netzbetreiber auf 20 Jahre, ein wich-
tiger Schritt für den Erhalt bestehender Kapazitäten. Für Neuanlagen bliebe es jedoch bei einer Kappungsfrist 
von lediglich zehn Jahren. Innerhalb dieses Zeitraums können sich laut Rostek die erforderlichen Investitio-
nen in der Regel nicht amortisieren. Allein die etwa 300 in Planung befindlichen Anlagen stünden damit 
bereits vor Baubeginn vor dem Aus.  
 
„Wenn wir die großen Biomethanpotenziale in Deutschland konsequent heben wollen, brauchen wir verläss-
liche und langfristige Perspektiven, auch für neue Projekte. Eine einheitliche Kappungsfrist von 20 Jahren für 
Bestands- und Neuanlagen ist daher unerlässlich, damit sich Investitionen in eine klimafreundliche Gasver-
sorgung überhaupt rechnen können. Wer grünes Gas bestellt, der muss es auch ins Netz lassen “, so Rostek 
abschließend 
 
Über die Bioenergieverbände 
Im „Hauptstadtbüro Bioenergie“ bündeln vier Verbände ihre Kompetenzen und Ressourcen im Bereich Energiepolitik: der Bundesver-
band Bioenergie e.V. (BBE), der Deutsche Bauernverband e.V. (DBV), der Fachverband Biogas e.V. (FvB) und der Fachverband Holzener-
gie (FVH). Gemeinsam bilden sie die gesamte Bioenergiebranche ab von Land- und Forstwirten, Anlagen- und Maschinenbauern, Ener-
gieversorgern bis hin zu Betreibern und Planern. Das Hauptstadtbüro Bioenergie verleiht den vielen unterschiedlichen Akteuren und 
verschiedenen Technologien der Bioenergiewirtschaft eine gemeinsame starke Stimme gegenüber der Politik. Insbesondere in den 
Sektoren Strom und Wärme setzt es sich technologieübergreifend für die energiepolitischen Belange seiner Trägerverbände ein. Im 
Kontakt mit politischen Entscheidungsträgern kann das Hauptstadtbüro Bioenergie auf ein breites Unterstützernetzwerk zurückgreifen 
und kooperiert insbesondere mit dem Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. (BEE) 
www.hauptstadtbuero-bioenergie.de 
 
Kontakt 

Bundesverband Bioenergie e.V. (BBE) 
Gerolf Bücheler 
Geschäftsführer 
Tel. 0 30 / 2758 179 21 
Mail: buecheler@bioenergie.de 
 

Hauptstadtbüro Bioenergie (HBB) 
Jörg Schäfer 
Leitung politische Kommunikation in HBB 
Tel. 0 30 / 2758 179 15 
Mail: schaefer@bioenergie.de 
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Deutscher Bauernverband e.V. (DBV) 
Axel Finkenwirth 
Pressesprecher 
Tel. 0 30 /31904 240 
Mail: presse@bauernverband.net 
 

 
Fachverband Holzenergie im BBE (FVH) 
Simone Jost 
Leiterin Kommunikation im BBE 
Tel. +49 30 275 8179 26 
E-Mail: jost@bioenergie.de 
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